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Manfred Bayer

Das pädagogische Begleitstudium für Lehramtsstudenten

Mit einer Übersicht über rechtliche Neuregelungen zur Ersten Staatsprüfungfür Gymnmud-
und Sekundarstufe-II-Lehrer in den verschiedenen Bundesländern

1. Mit welchen Zielen werden Lehrer gegenwärtigpädagogbch ausgebildet?

Faßt man die im Rahmen empirischer Erhebungen und Analysen der letzten Jahre vor¬

gelegten Kritikpunkte zur gegenwärtigen Situation der Lehramtsprüfungen in einem

Defizitkatalog zusammen, zeichnet sich folgendes BUd ab: Der universitären Organisa¬
tionsstruktur einer Vielzahl von Fachbereichen, Betriebseinheiten, Seminaren usw.

entspricht ein atomisiertes Angebot an inhaltlich mehr oder weniger einschlägigen Lehr¬

veranstaltungen, z. B. aus den Bereichen der Erziehungs- und Sozialwissenschaften, der

Fachwissenschaften und der ihnen zugeordneten - teüweise sogar nicht einmal mit ihnen

koordinierten - Fachdidaktiken. Weder Pädagogischen bzw. Erziehungswissenschaft¬
Uchen Hochschulen noch Universitäten ist es bisher gelungen, ihr breit gefächertes Stu¬

dienangebot auf die allgemeinen und spezieUen Handlungskompetenzen des Lehrers

curricular abzustimmen, geschweige denn aufgrand objektiver Begründung bzw. über-

prüfter Identität die curricularen Elemente für wissenschafthche Lehramtsprüfungen

einsichtig darzusteUen. Insofern bleibt es weitgehend den Studenten überlassen, den

Integrationsprozeß der isoüert angebotenen Studieninhalte einzelner wissenschaftücher

DiszipUnen bei sich selbst zu vollziehen und darüber hinaus ün Vorwegnehmen künftiger

Berufsanforderungen eine praxisrelevante Auswahl von Prüfungsthemen vorzunehmen.

Eine üidividueUe Bewältigung dieser komplexen Aufgaben seitens der Studenten setzt

jedoch weitere Beratungs- und Orientierungsmöglichkeiten zur konkreten Prüfungsvor¬

bereitung voraus, die gleichfalls nicht—oder nur erst ansatzweise—vorhanden sind. Hierzu

zählen in erster Linie die Ergebnisse einer immer noch ausstehenden erziehungswissen¬
schaftUchen Analyse des Berufsfeldes und der damit zureichend definierten BerafsroUe

des Lehrers (vgl. Abschnitt 2). Von einer Reihe von Studiemeformgruppen wird es bei¬

spielsweise ausdrücküch abgelehnt, ausschüeßüch auf die notwendigen Handlungskom¬

petenzen in der schuüschen Berufspraxis des Lehrers vorzubereiten; das Lehrerstudium

sei vielmehr so anzulegen, daß unter Praxis die umfassende wissenschaftüche Konstruktion

von pädagogischen Objektbereichen und deren Umsetzung in ausweisbare üidividueUe

Lernstrategien verstanden wüd: als unteübare Einheit von wissenschafthcher Theorie¬

bUdung und wissenschaftlich begründetem Handlungsvollzug. Andererseits wird auf

Qualifikationsanforderungen der Berufspraxis geschlossen, nach denen ein) Lehrer primär

Organisator von Lernprozessen ist; demnach erzieht und lehrt er unter historisch und

sozio-ökonomisch bestimmten institutioneUen Bedingungen, unter Vorgäbe der Sozial-

und Individualdaten der Lerngrappe und des einzelnen Schülers sowie unter Zielvor¬

steüungen eines zu entwickelnden und unter Mitarbeit von Lehrem ständig zu verändern¬

den Rahmencurriculum.

Z.f.Päd., 26. Jg. 1980, Nr. 4
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Diese Befähigung zur Organisation von Lernprozessen baut auf inhaltlichen Kenntnissen

von Struktur und Methoden emer Reihe von Spezialdisziplinen auf, die /Unterricht über

emen Gegenstand und bestimmte Formen der zieladäquaten Vermittlung sowie eine

Analyse der Bedingungen pädagogischer Prozesse erst ermöghchen (Fachwissenschaften,

Didaktiken, Erziehungs- und GeseUschaftswissenschaften). Bezieht man ansatzweise

diese oder jene Forderungen auf „zufäUige" Qualifikationsprozesse, wie sie in den lehr¬

amtsbezogenen Studiengängen bis zur wissenschaftüchen Staatsprüfung heute ablaufen,

kann eine erhebhche Diskrepanz zwischen tatsächlichem Angebot, depi ihm zugrunde

üegenden Erkenntrtisinteresse auf der einen Seite und dem Komplex der Studien- und

Ausbüdungsziele aufgrund angebbarer Berufsanforderungen auf der anderen Seite fest¬

gesteUt werden. Zieht man erziehungs- und berufswissenschafttiche Forderangen zur

Studien- und AusbUdungsreform für das Lehramt an öffentüchen Schulen heran, die seit

S. B. Robinsohns Professionaüsierungsforderungenfür die Lehrerausbildung identifiziert

sind -wie sie prinzipieU vom Deutschen Bildungsrat in den „Strukturplan" und später
in modifizierter Form in einige Prüfungs- und Studienordnungen fürj stufenorientierte
Lehrämter aufgenommenwurden—, lassen sich zahlreiche weitere Desiderateimherkömm¬

üchen Studienangebot feststeUen. Mit der Aneigung einer auf das Handlungsfeld ,Schule'

ausgerichteten pädagogischen, fachUchen und sozialen Kompetenz soll der Lehrer zum

Hauptträger ständiger organisatorischer wie auch curricularer Innovationsprozesse

qualifiziert und motiviert werden. Eine erhebüche Diskrepanz zwischen Ist- und Soll¬

zustand der pädagogischen Ausbüdung ist unter diesen Professionalisierungsaspekten
msbesondere in den Bereichen der schulpraktischen Studien und der pädagogischen

AusbUdungsarrangements der Zweiten Phase festzustehen, in denen jfn der Regel weder

dasjeweüs als beispielhaft bzw. vorbildlich geltende Erziehungs- und Unterrichtsverhalten

theoretisch begründet noch soziale Verhaltensmerkmale, Innovationsbereitschaft und

Kooperationsfähigkeit besonders gefördert oder honoriert werden.

Robinsohn sah in der „Integration praktischer und theoretischer Studien, die vor aUem

in der zweiten Häute des Studiums geschehen" und ün Rahmen klinischer Semester

„zur Anwendung theoretischer Kategorien und erfahrungswissenschafthcher Methoden

in der pädagogischen Praxis"1 führen soUen, einen wichtigen Schritt zm grundlegenden

Verbesserung der pädagogischen Ausbildung und zugleich zur Professionaüsierung des

Lehrers. Darüber hinaus wird in projektorientierten Studienkonzeptionen die voUständige

Integration der berufspraktischen Komponente mit geseUschaftücher ProblemsteUung
nicht mehr als parzeUierbarer Gegenstandsbereich, sondern als „Dimension" des gesamten

Studiengangs angestrebt. Die Reaütät der Praxisorientierung sieht gegenwärtig aUerdings
noch anders aus, so daß man eher von einer ungelösten Problematik des Theorie-Praxb-

Bezugs sprechen kann:

(1) Schulpraktika werden in der Regel weder von Dozenten oder studentischen Arbeits¬

gruppen pädagogisch vorbereitet und ausgewertet, noch stehen die Schulen in einem für die

Ausbildung erforderüchen Kommunikationszusammenhang mit den Hochschulen. Stu¬

denten sind im Praktikum meist auf sich selbst angewiesen und erleben dabei Mangelsitua¬
tionen in der Schule nicht als Trainingssituation für pädagogisch begründetes Handeln.

1 Gutachten und Studien der BUdungskommission, Band 17: MateriaUen und Dokumente zur

LehrerausbUdung. Hrsg. vom Deutschen Bildungsrat. Stuttgart 1971, S. 35.
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(2) Die Transferwirkung von UnterrichtsmodeUen und vorgegebenen Verhaltens¬

mustern (Sküls) im pädagogischen Training an der Hochschule - einschüeßüch Micro-

teaching und durch Unterrichtsmitschau nacherlebter pädagogischer Situationen - ent¬

behrt zumeist der notwendigen erziehungs- und unterrichtswissenschaftüchen Problema¬

tisierung und der praktischen Anschauung, so daß aufgrand der hohen Studentenzahl und

des hierfür äußerstknapp bemessenen Zeitraumssowie ohne eine gleichzeitige Möghchkeit
zu eigener Unterrichtspraxis dem einzelnen Studenten kaum die Beziehungen zwischen

Sküls, situativen Verhaltensweisen und sozialwissenschaftüchen Theorien für eme spätere

pädagogische Berufstätigkeit einsichtig werden können.

(3) Der Vorbereitungsdienst - bis vor wenigen Jahren noch ein ,Privüeg' der Gymnasial¬
lehrer und von den Lehrem an Beraflichen Schulen bei Staatsangleichung übernommen
- findet bundesweiten Eingang auch in die Ausbüdung für Lehrer des Grand-, Haupt- und

Realschul-Bereichs. Trotz zahlreicher begründeter Warnungen — zum Teil sogar aus den

gewerkschaftlich orientierten Reihen der Gymnasiallehrer — vor emer Angleichung der

übrigen Ausbildungsgänge gerade an dieses System vollzieht sich dieser Anpassungs¬
prozeß weitgehend unkritisch. Vorliegende Analysen der beruflichen SoziaUsation junger
Lehrer lassen deutlich erkennen, daß die ungelösten Probleme innerhalb des gymnasialen

Ausbildungsbereichs nunmehr im Bereich der Grand-, Haupt- und Realschule auftreten,
wo bisher zumindest das erziehungswissenschaftUche Grundstudium gute Ansätze auch

für eme generelle Ausbüdungs- und Prüfungsreform bot. Das gut insbesondere für den

Verzicht auf handlungsorientiertes Lernen in den schulpraktischen partiellen Studien und

deren Verlagerung in die Zweite Phase, wodurch in der Regel einer oft kritisierten

„praxislosen Theorie" nach dem 1. Staatsexamen eine „theorielose Praxis" folgt, zumal

eine dringend erfordertiche - qualitativ wie quantitativ - bessere Ausstattung der Studien¬
seminare bislang unterbleibt und das Problem der „Ausbildung der Ausbüder" ebenso

ungelöst ist wie z. B. das der Beurteilung von Verhaltens- und EinsteUungsveränderungen,
der kooperativen Unterrichtspraxis und der sozialen neben der kognitiven Dimension im

Ausbüdungsprozeß.

(4) Bürokratische Regelungen verhindern bzw. behindern bislang eme engere Koopera¬
tion zwischen den Institutionen der 1., 2. und 3. Ausbüdungsphase. Wo wenige entspre¬
chende ReformmodeUe bereits praktiziert werden, wie z. B. im Einphasigen Ausbtidungs-

gang der Universität Oldenburg, zeigt sich deutüch, wo die Grenzen für Reformbemü¬

hungen—unteranderem aufgrund unterschiedlicher Zuständigkeiten seitens derAufsichts¬
und Verwaltungsgremien und entgegenstehender beamten- und verwaltungsrechthcher

Regelungen - für die kooperationswilügen Gruppen gezogen smd. Diese Problemlage ist

für gegenwärtige ModeUversuche und informeUe Reformbestrebungen in den einzelnen

AusbUdungssituationen und Prüfungsregelungen symptomatisch - auch für das oft be¬

mängelte reformabwehrende Verhalten von Lehrem, das aufgrund hiermit verbundener

zusätzlicher Arbeitsbelastungen ohne entsprechende ZubUUgung von entsprechenden

Entlastungen nur zu verständhch erscheint.

(5) Die noch getrennten Ausbüdungsgänge an Pädagogischen bzw. Erziehungswissen¬
schaftUchen Hochschulen emerseits und Universitäten andererseits spiegeln ebenso wie die

entsprechenden Prüfungsordnungen die hierarchische Trennung zwischen den traditio¬

neUen Lehrämtern wider. Eine institutioneUe Annäherung läßt sich zwar tendenzieU fest-
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steUen, führt jedoch noch nicht zur partieUen Integration der Studiengänge und ebenso¬

wenigzur Gleichstehung der QuaUfikationen und Prüfungselemente; dieszeigen wiederum

auch Prüfungsordnungen für eine stufenbezogene Lehrerausbildung, die mit wenigen
Ausnahmen eine Differenzierung hinsichtüch Studiendauer, erziehungs- und fachwissen-

schaftüchem Studienanteü für die einzelnen Lehrämter vorsehen. Beamten und -besol-

dungsrechtliche Aspekte rangieren auch hier weitgehend vor den curricularen und

mstitutioneUenAusbUdungsbedingungen.

(6) Das Problem der Doppelfunktion von wissenschaftlicher Hochschulprüfung und

staatücher Eingangsstufe für eine Beamtenlaufbahn ist inzwischen dadurch ins öffentliche

Bewußtsein gedrangen, daß die freien staatUchen PlansteUen nicht mehr ausreichen, um

aUen aufgrund der Staatsprüfungen für ein Lehramt quaüfizierten Bewerbern auch eine

FestansteUung zu geben. Die hierfür oft beschworene Lösungsform einer Entkoppelung
zwischen Ausbüdungs- und Beschäftigungssystem wird gerade dann fragwürdig, wenn der

Staat die wissenschaftüche Lehramtsprüfung gegenwärtig in einem Maß zu ,verrecht-

üchen' sucht, das weder der intendierten Professionaüsierung noch der Verwissenschaft¬

üchung der Lehrerausbüdung gerecht werden kann.

2. Probleme bei der Revbion pädagogbcher Studien- und Prüfungsordnungen

Seit den „Frankenthaler Empfehlungen" der Kultusmütister der Länder und der darauf

aufbauenden weiteren „Übereinkunft zur gegenseitigen Anerkennung von Lehramts¬

prüfungen der Kultusminister von Berün, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen und

Nordrhein-Westfalen vom 23. 10. 1972" und dem „Sondervotum" der übrigen Kultus¬

minister von Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-
Holstein ist bekannt, daß aufgrand der neuen rechthchen Rahmenbedingungen der Anteü

erziehungs- und geseUschaftswissenschaftücher Studien an der Gesamtausbildung erheb¬

lich erhöht werden soUte. Das gilt insbesondere für die Ausbüdungsgänge der Lehrämter

an Gymnasien und an beruflichen Schulen, die bisher in stufenbezogene Lehrämter der

Sekundarbereiche I und II übergeleitet wurden. Damit folgten die Kultusminister in emem

Ausbildungssektor von grundsätzlicher Bedeutung weitgehend den Empfehlungen von

Bildungsrat und Wissenschaftsrat, wie sie im „Strukturplan für das BUdungswesen"
von 1970 enthalten und in den „Materialien und Dokumenten zur LehrerbUdung" des

Deutschen Bildungsrats von 1971 ausführUch begründet wurden: Grundlegende

Veränderungen im traditionellen Berufsbild, in der RoUe und den Tätigkeitsfeldern der

Lehrer und Erzieher erscheinen dringend notwendig, um dem künftigen Lehrpersonal
die Aneignung der grundsätzlich berafsqualifizierenden Handlungskompetenzen —

insbesondere für pädagogische, soziale und curriculare Tätigkeitsfelder - im Zusam¬

menwirken von theoriegeleiteten Lehr- und Lernprozessen und gleichzeitiger Praxis¬

erfahrung zu ermöglichen. Der Bildungsrat legte nach Anhörung aller an der institu¬

tionellen und curricularenNeugestaltung der Lehrerausbildung interessierten geseUschaft¬
üchen Gruppen daher besonderen Wert auf eine verstärkte „pädagogische Kompetenz"
der Lehrer, ohne die „fachliche Kompetenz" außer acht zu lassen. (Der Widersprach
dieser Postulate zu der Ausbildungspraxis wird ansatzweise in der anschüeßenden Über¬

sicht deutüch.)
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Als .offene Fragen' bzw. .ungelöste Probleme' einer Revision pädagogischer Studien-

und Prüfungsordnungen mit professionaüsierendem Erkenntnisinteresse sind aufgrund
der in den geltenden rechtlichen Rahmenbestimmungen der Länder für die Lehreraus¬

bildung hinsichtüch der schulpraktischen, erziehungs- und berufswissenschafthchen

Studien ün Vergleich festgesteUten Defizite demnach hauptsächlich zu benennen:

(1) Die Frage nach dem Zeitpunkt der berafspraktischen Studien im gesamten Ausbil¬

dungsprozeß: (a) als ständige Orientierungs- oder Erkundungsveranstaltung schon von

der Studieneingangsphase an oder (b) als Didaktikum bzw. als „klinische Semester" in

der Mitte oder erst gegen Ende des Studiums oder (c) überhaupt erst in der zweiten Phase?

Diese offensichthch vom Wissenschaftsrat Ende 1978 empfohlene Variante erscheint

mir nicht nur wegen der Professionalisierungsforderang als unannehmbar.

(2) Die Frage nach der curricularen Struktur der erziehungs- und berufswissenschaftlichen

Veranstaltungen: (a) als geschlossenes Curriculum obügatorisch in den Studiengang ein¬

gebaut oder (b) als wahlweises Studienangebot alternativ zu anderen erziehungswissen¬
schaftUchen Veranstaltungen oder (c) als integrierendes Prinzip für emen ständigen
Problem- und Praxisbezug in projektorientierten Studiengängen während der gesamten

Ausbüdungsdauer konzipiert?

(3) Die Frage nach der Definition des Praxisbegriffs in Studium und pädagogischem Vor¬

bereitungsdienst: (a) als Gegenstand zur Einübung der Lehramtsanwärter in traditioneUe,

imitativ übernommene Verhaltensmuster (etwa im Sinne von „Meisterlehre") oder (b) als

ausschließlich auf Erziehung und Unterricht beschränkte bemfhche Praxis, die jedoch

mögüchst schulnah und damit reahtätsgerecht erlebt und wissenschaftlich reflektiert

werden soU, oder (c) nicht nur als beruflicher, sondern auch als geseUschaftücher Reatitäts-

bezug, verstanden als dialektisches Verhältnis von fach-, erziehungs- und geseUschafts-
wissenschafthch reflektiertem beraflichen Handeln und dessen büdungs- und geseUschafts-

politischen Impükaten?

(4) Die Frage nach der interdisziplinären Entwicklung integrierter, z. B. in projekt¬
orientierter Form organisierter Studiengänge und der darin stattfindenden Aneignungs¬

prozesse von pädagogischen, fachlichen und sozialen Handlungskompetenzen zielt auf

eine aktive Beteiligung der Lehramtsstudenten an gemeinsamen Forschungs- und Pro¬

jektplanungen mit Hochschulwissenschaftlern, wobei nach Möghchkeit neue universitäre

Zentraleinrichtungen für Ausbüdung und Beruf des Lehrers mit genutzt werden soUten,

die sich an einigen Hochschulen, wie z. B. in Bielefeld und Berhn, gegenwärtig im Aufbau

befinden.

(5) Die Frage nach der Eingangsqualifikation der Gesamthochschulen hängt sicher

zusammen mit der Vereinheitüchung unterschiedUcher Zulassungsbedingungen für ein¬

zelne Hochschultypen und ist nur zu beantworten im Rahmen emer generellen Lösung
für die komplexen Probleme einer lebenslangen Lernkonzeption unter Einbeziehung
wissenschaftücher Hochschuleinrichtungen, analog den kritischen Versuchen einer Open

University und der Polytechnical Colleges. Eine Öffnung der Hochschulen für eine kon¬

tinuierliche wissenschafthche Fort- und Weiterbüdung - nicht nur für pädagogische
Berufe — erscheint mü ün geseUschafthchen, aber auch im universitären Interesse kapa-
zitärer Auslastung zu Uegen.
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(6) Die Frage nach unterschiedlichen, d. h. „gestuften", hochschuleigenen, studienbe¬

gleitenden oder punktuellen Prüfungsverfahren auf verschiedenen Qualifikationsebenen

für die einzelnen Lehrämter ist von besonderer Aktuahtät. Hat doch das bürokratische

DenkmodeU emes „Stufenlehrers" mit unterschiedlicher Ausbildungsdauer und ent¬

sprechender quaütativer Hierarchisierung der Statusmerkmale inzwischen eher negative

Auswükungen gehabt, z. B. auf die Entwicklung verschulter Teilstudiengänge mit dis¬

kriminierenden Effekten hinsichtüch Studierverhalten und Eüisatzmögüchkeiten dieser

Stufenlehrer im Schuldienst.

Die ursprüngüche Konzeption emes Lehramts an öffentüchen Schulen mit individueU

wählbaren stufenbezogenen, jedoch auch stufenübergreifenden Schwerpunktbildungen
ün pädagogisch-didaktischen Bereich hatte gerade die Gleichwertigkeit und Vereinheit-

tichung bisher getrennter Ausbüdungsgänge für Volksschul- und GymnasiaUehrer zum
Ziel gehabt. Mit dem Erwerben emer hohen pädagogischen und fachlichen Kompetenz
soUten aUe Lehrer den Professionaüsierungsanspruch einlösen können, ihre beruflichen

Aufgaben in Büdung und Erziehung ün Kontext sozialer Bedingungen effektiv gestalten
zu können. Erst eine Analyse der finanz- und büdungspoütischen Auswükungen auf das

Ausbüdungs- und Prüfungssystem für den Lehrerberaf während der siebziger Jahre ver¬

mag Aufschluß zu geben über die tatsächhchen Hintergründe für die gravierenden staat¬

lichen Interventionen in einem gerade erst einsetzenden Reformprozeß auf Hochschul-

und Schulebene2.

Die hier aufgeworfenen Fragen lassen sich anhand einer vergleichenden Betrachtung von
Studien- und Prüfungselementen im erziehungs- und geseUschaftswissenschaftlichen
Bereich für Lehramtsprüfungen nicht in letzter Konsequenz beantworten. Doch aus den

Tendenzen inzwischen vorüegender Entwürfe und Empfehlungen zur Studienreform

ebenso wie aus der AUtagspraxis wissenschaftlicher Lehre und Forschung können be¬

stimmte Schlüsse gezogen und entsprechende Forderungen für die erziehungswissen¬
schaftUche Ausbüdung aUer Lehrer in wissenschafthchen Hochschulen und allen übrigen
Aus- und Fortbüdungseinrichtungen für pädagogische Berufe aufgesteUt werden:

(1) Eine Trennung in berufs- und forschungsbezogene Studiengänge führt notwendiger¬
weise zur Dequaüfikation des Lehrers und Erziehers, da er in seiner künftigen RoUe

selbst Forschungskompetenz benötigt, um in der Curriculum-Revision, in der Unterrichts¬

und Sozialisationsforschung usw. selbstverantworttich mitwirken zu können.

(2) Eine Differenzierung der Studienabschlüsse nach Stufenlehrämtern kann nach meiner

Auffassung nicht bedeuten, daß für ein Lehramt minder- oder höherwertige QuaUfika¬

tionen als für ein anderes vorausgesetzt werden, wenn die aufgesteUten Prinzipien der

Wissenschaftlichkeit und der Gleichwertigkeit der Ausbüdungsgänge für den Lehrerberuf

Gültigkeit haben und in ihrem durchlässigen Ausbildungssystem reaüsiert werden soUen.

(3) Projektorientierung in einer professionaüsierten Lehrerausbüdung läßt sich nur ver¬

wirklichen, wenn entsprechende interdiszipünäre Organisationsformen in enger Zusam-

2 Vgl. M. Bayer: Prüfungssysteme und Prüfungsreformen in den lehrerbildenden Fächern. In:

H.-W. Prahl (Hrsg.): Prüfungssysteme und Prüfungsreformen an den Hochschulen in der Bundes¬

repubük. Bd. B. (Bückpunkt Hochschuldidaktik. Nr. 59.) Hamburg 1980, S. 300ff.
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menarbeit der Fachbereiche mit unterschiedhchen Einrichtungen aUtägUcher Berufspraxis

überhaupt entstehen können, um dadurch die Planung, Durchführung und Auswertung
von mehrsemestrigen Sequenzen zu ermögUchen. Seit den Planungsdiskussionen für

projektorientiertes Studium besteht darüber Einverständnis, daß derartige integrierte

Einrichtungen zumindest vier Kriterien genügen müssen: Sie smd in ihrer Struktur inter¬

disziplinär, problembezogen und berufsfeldorientiert und werden von aUen Beteiügten
nach ihren Erkenntnisinteressen selbst organisiert und für die weitere Gestaltung des

Studiums ausgewertet.

(4) Die daraufhin konzipierten universitären Zentraleinrichtungen für die Lehreraus-

und -fortbildung werden damit zum Stützpunkt emerjeden integrierten Lehrerausbüdung,
weü sie die Aufgabe übernehmen müssen, die Bedingungen für eme Professionatisierung
und gleichzeitige wissenschafthche Erforschung und Weiterentwicklung der Lehreraus¬

büdung institutioneU herzusteUen und abzusichern. Von hier aus können kooperativ mit

den Fachbereichen bzw. Fakultäten und außeruniversitären Partnereinrichtungen

forschungsbegleitende Experimente in Verbindung mit projektorientierten Studien ge¬

plant und ausgewertet werden.

(5) Wie in den sehr ähnhchen Reformbestrebungen der Juristen und Mediziner finden

auch die Forderungen nach einer phasenübergreüenden und projektorientierten pädago¬

gischen Ausbildung bei Lehrenden und Lernenden eine starke Resonanz. Die neuen

Lehrerausbtidungsgesetze und Prüfungsordnungen in Bremen und Nordrhein-Westfalen

weisen jedoch erhebliche Unterschiede in der Auslegung des Stufenbegriffs auf, so daß

von einer einheitlichen Verwirklichung der Konzeption in den einzelnen Hochschulen

vorerst nicht gesprochen werden kann, obwohl nach dem Bildungsgesamtplan in aUen

Bundesländern zweiphasige Ausbüdungsgänge mit stufenbezogenen Lehrämtern vor¬

gesehen sind. Die Schwäche dieser Reformkonzeption — oder ihre Chance? - Uegt in ihrer

unexpUzierten büdungs- und gesellschaftspolitischen ZielvorsteUung begründet.

(6) Als gänzüch unbefriedigend sind die Rahmenbestünmungen anzusehen, die sich auf

innovative Entwicklungen in ausbildungsdidaktischer Hinsicht beziehen. Unter diesem

Aspekt erschemt die .Experimentierklausel' des „BUdungsgesamtplans" als zu wenig

flexibel, und in den übrigen staatUchen Reformdokumenten fehlt sie sogar ganz: „Modell¬

versuche mit einer emphasigen Lehrerausbüdung sind möghch" (Bildungsgesamtplan,
Bd. I, S. 37). Diese Formuherung erscheint mü angesichts der Tatsachen einer auf lange
Sicht von staatlicher Seite fortgeschriebenen Zweiphasigkeit und neuer curricularer Ent¬

wicklungen, wie z. B. in der Einphasigen Lehrerausbüdung an der Universität Oldenburg,
als dringend überholungsbedürftig. Die Neufassung dieser Klauseln in Gesetzen und

Prüfungsverordnungen für Lehrämter soUte sichersteUen, daß (a) Innovationsversuche in

aUen pädagogischen Bereichen der Lehrerausbildung grundsätzlich möghch smd und auf

Antrag an die Bund-Länder-Kommission materieU und ideeU weiterhin gefördert wer¬

den können; (b) diese Versuche nach ministerieller Genehmigung durch entsprechende

gesetzliche bzw. rechttiche Regelungen in ihren Planungs-, Arbeits- und Auswertungs¬

prozessen—sowohl ün Hinbück aufdie Vergleichbarkeitder dabei vermittelten Studienab-

schlüsse oder Zusatzquaüfikationen der Beteiligten als auch auf die Übertragbarkeit von

wissenschaftUch dokumentierten Ergebnissen - institutioneU abgesichert werden und für

Lehrende und Lernende in dieser Hinsicht kerne Rechtsunsicherheit entsteht; (c) insbe-
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sondere die Kooperation und Kommunikation in Forschung und Lehre zwischen den insti¬

tutioneU getrennten pädagogischen Studien-, Aus- und Fortbildungseüirichtungen auch

von Seiten der Kultusverwaltung und Trägerschaften nachhaltig unterstützt und nicht

- wie in vielen FäUen bisher - durch administrative Maßnahmen von den angestrebten

Innovationszielen, u. a. aufgrund mangelnder materieUer und personeller Ausstattung,

abgedrängt werden.

3. Übersicht über geltende Gesetze, Verordnungen und Erlmse zur Ersten Staatsprüfung

für aas Lehramt an Gymnmien bzw. für die Sekundarstufe II bzw. für dm Lehramt an

öffentlkhen Schulen für den Schwerpunkt Sekundarstufe II im Bereich der Erzüzhungs-

wbsemchaften unter Einbeziehung der Geselbchaftswbsenschaften

Die im folgenden Überbück sichtbare Vielfalt und auch partieUe Widersprüchlichkeit in

emem zentralen Bereich des Lehramtsstudiums, der in den letzten beiden Jahrzehnten

gerade für den Studiengang des Gymnasial- bzw. Oberstufenlehrers als am stärksten

reformbedürftig galt, spricht für sich. Selbst bei flüchtiger Betrachtung dieser Daten dürfte

der Eindruck nicht zu vermeiden sein, daß ein systematischer Vergleich der verschiedenen

erziehungswissenschafthchen Studien- und Prüfungselemente innerhalb eines der beste¬

henden Lehramtsstudiengänge auf außerordentliche Schwierigkeiten.stößt.

Eine eingehende Analyse der pädagogischen Ausbildung für das Lehramt kann m. E. nur

unter umfassender Einbeziehung der Ersten und Zweiten Phase bzw. der Einphasigen

LehrerausbüdungsmodeUe für aUe Lehrer sinnvoU erscheinen, um zu fundierten Aussagen
über den jeweüigen Ausbüdungserfolg - auch aus der Perspektive der Lehramtsstudenten

— zu gelangen. Eine derartige vergleichende Untersuchung steht zwar noch aus, könnte

aber in der Tat einen wichtigen Beitrag zur Überwindung der gegenwärtigen Orientie¬

rungslosigkeit unter aUen Beteüigten leisten.

Für den Vergleich gelten folgende Kriterien: (1) Studienziele und Leistungsnachweise/

Prüfungsvoraussetzungen, (2) inhaltüche Prüfungsanforderangen und (3) formale Prü¬

fungsmerkmale. - Der Stand der Erhebungen ist März 1980.

Kriterium 1: Studienziele und Lebtungsnachwebel'Prüfungsvoraussetzungen

Baden-Württemberg

Pädagogikum
„1 Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung:
1.1 Teilnahme an einer über den gesamten Studienbereich orientierenden Einführung in die Erzie¬

hungswissenschaft.
1.2 Erfolgreiche Teilnahme an je einer Übung aus den Bereichen Pädagogik (2.1), Pädagogische

Psychologie (2.2) und Pädagogische Soziologie (2.3). Anstehe der Übung in Pädagogischer Sozio¬

logie kann eine weitere Übungim Bereich Pädagogikoder Pädagogische Psychologie besucht werden."

(Anlage/Abschnitt B)

„Erziehungswissenschaft kann nur als Hauptfach gewählt werden.

1 Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung: Erfolgreiche Teilnahme an

1.1 drei Proseminaren,
1.2 zwei Hauptseminaren.
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(2) Für Bewerber, die nicht Erziehungswissenschaft wählen, schüeßt das ordnungsgemäße Fach¬

studium auch ein Begleitsmdium in Pädagogik oder pädagogischer Psychologie ein. Der Nachweis

über das Begleitsmdium wüd durch die erfolgreiche Teilnahme an zwei Übungen erbracht. An die

SteUe "einer dieser Übungen kann mit Zustimmung des Kultusministers eine fachdidaktische Übung
treten. Beide Übungen oder eine davon können durch die erfolgreiche Teünahme an Fernstudien¬

lehrgängen oder einem größeren Fernstudienlehrgang ersetzt werden, wenn das Kultusministerium

den jeweihgen Lehrgang für diesen Zweck anerkannt hat." (§ 6; 2)

Bayern

,,b) Beim Studium für das Lehramt an Gymnasien beträgt die Richtzahl mindestens 12 Stunden;

diese soUen zu gleichen TeUen für Pädagogik und Psychologie vorgesehen werden." (Abschn. E, 1.1

§ 36,1)
,,b) Bei der Meldung zur Ersten Staatsprüfung haben die Bewerber für das Lehramt an Gymnasien
den Nachweis über die erfolgreiche Ableistung des Blockpraktikums vorzulegen (§ 38 Abs. 3 Nr. 2)."

„§38 Praktika

(1) Grundsätze

1. Schulpraktische Veranstaltungen sind in das Studium einzubeziehen. Dazu gehören mindestens

ein studienbegleitendes Praktikum und mindestens ein Blockpraktikum während der vorlesungsfreien
Zeit (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Sätze 4 und 5 BayLBG).
2. Aufgabe und Ziel der Praktika während des Studiums sind die Einführung des Studierenden

in die Schulpraxis der einzelnen Schularten und in die Fachpraxis der einzelnen Unterrichtsfächer.

Nach einer Periode der Unterrichtsbeobachtung soll der Studierende eigene Unterrichtsplanung
betreiben und auch erste Unterrichtsversuche durchführen. In der Beobachtung fremder und bei der

Vorbereitung, Durchführung und Auswertung eigener Lehrversuche werden die Studierenden von

Praktikumslehrern angeleitet."

„(3) Praktika für die Bewerber um das Lehramt an Gymnasien
1. AUgemeines: Jeder Studierende hat mindestens folgende Praktika abzuleisten: a) ein Blockprak¬

tikum, b) ein studienbegleitendes fachdidaktisches Praktikum in einem von ihm gewählten Fach. Die

Praktika beziehen sich nicht auf ein die Erweiterung des Studiums begründendes Fachgebiet sowie

nicht auf das Fach Psychologie mit schulpsychologischem Schwerpunkt.
Das Blockpraktikum ist in die unterrichtsfreie Zeit, vor allem in die Monate März, April, September
und Oktober zu legen; es umfaßt ein zusammenhängendes achtzehntägiges Praktikum mit etwa 60

Unterrichtsstunden, soweit in dieser Prüfungsordnung nichts anderes bestimmt ist.

Das studienbegleitende Praktikum ist innerhalb eines Semesters abzuleisten; es findet einmal jede
Woche statt und umfaßt dabei mindestens 4 Stunden Unterricht einschüeßüch Besprechung."

Berün

„§19 Zulassungsvoraussetzungen

Zur Ersten Staatsprüfung für das Amt des Lehrers - mit fachwissenschaftücher Ausbildung in zwei

Fächern - wüd nur zugelassen, wer
1. die Zulassungsvoraussetzungen der Prüfung für das Amt des Lehrers mit der Maßgabe erfüllt,

daß die Mindeststudiendauer acht Semester beträgt,
2. ein zweites Wahlfach einschließlich der Didaktik oder des Praxisbezugs angemessen studiert

und das erziehungswissenschaftUche oder das Studium der anderen Wissenschaft (§ 12 Nr. 2) fortge¬
setzt hat,
3. "ein Praktikum nach § 20 Abs. 2 oder 3 von mindestens vier Wochen Dauer erfolgreich durch¬

geführt hat."

Bremen

„§ 1 Zweck der Prüfung

(1) In der Ersten Staatsprüfung für das Lehramt an öffentüchen Schulen hat der Kandidat nachzu¬

weisen, daß er fähig ist, problemorientiert, fachübergreüend und unter Einbeziehung fachdidaktischer

sowie erziehungs- und gesellschaftswissenschaftlicher Fragestellungen praxisbezogen zu arbeiten.
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(2) In der Prüfung soU festgesteUt werden, ob der Kandidat die fachwissenschafthchen, erziehungs¬
wissenschaftUchen und geseUschaftswissenschaftüchen Voraussetzungen für eine Unterrichtstätigkeit
in dem von ihm gewählten stufenbezogenen Schwerpunkt (§ 2 Abs. 1) besitzt." (VO vom 9.7.1979)

„A. Prüfungsvoraussetzungen
1. Der Nachweis eines wissenschaftUchen Studiums der Erziehungswissenschaft, das zum Erlangen
der für das Lehramt an öffentüchen Schulen erforderUchen Quaüfikationengeeignet ist.

2. Der Nachweis über die Teilnahme an der integrierten Eingangsphase LehrerbUdung. Er kann für

Studenten, die ihr Studiumnichtin einem Lehrer ausbildenden Studiengang an der Universität Bremen
oder in einem Sommersemester begonnen haben, durch vergleichbare Nachweise ersetzt werden.

3. Die Bescheinigung über die mindestens zweisemestrige Teilnahme an einem Projekt, in dem der

Kandidat an erziehungs- und geseUschaftswissenschaftüchen Fragestellungen gearbeitet hat (Projekt¬
schein).

Anmerkung: Dieser Projektschein wird in der Regel erworben durch die Teilnahme an einem studien-

gangsbezogenen Projekt in einem der Unterrichtsfächer/Lembereiche/Fachrichtungen.
4. Die Bescheinigung über die sachgemäße Mitarbeit an der Planung, Durchführung und Auswer¬

tung eines Unterrichtsvorhabens; es soU in der Regel aus einem Projekt hervorgehen.

Anmerkung: Dieser Nachweis wüd in der Regel erworben durch die Mitarbeit an einem Unterrichts-

vorhaben in einem Unterrichtsfach (bzw. Lembereich/Fachrichtung), wenn es durch erziehungs¬
wissenschaftUche und gesellschaftswissenschaftliche FragesteUungen mit bestimmt ist.

5. Die Bescheinigung über eine betriebüche Tätigkeit oder ein Sozialpraktikum von mindestens

vier Wochen Dauer. Von der Erfüllung dieser Voraussetzung wird abgesehen, wenn der Student nach¬

weist, daß er aus Gründen, die nicht er zu vertreten hat, ein Praktikum nicht absolvieren konnte.

6. Vier Bescheinigungen über die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen innerhalb oder

außerhalb von Projekten. Je zwei dieser Lehrveranstaltungen müssen erziehungswissenschaftüch-
geseUschaftswissenschaftüche und erziehungswissenschaftüch-unterrichtüche Themen behandeln."

(Diese vorläufige Ordnung der Ersten Staatsprüfung für das Lehramt an öffentüchen Schulen vom

29.10.1974 wurde im ABL der Freien Hansestadt Bremen Nr. 13/1980 bekanntgegeben als gültige
„Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsanforderungen ... für Erziehungswissenschaften unter Ein¬

beziehung der GeseUschaftswissenschaften".)

Hamburg

„In der Anlage TeU 19 (Pädagogik) erhält Abschnitt I Satz 1 folgende Fassung:
,Teilnahme an sechs erziehungswissenschaftUchen Veranstaltungen, darunter die erfolgreiche Teü¬
nahme an einem Hauptseminar und an zwei erziehungswissenschafthchen Praktika.'"

Hessen (mit Ausnahme der Gesamthochschule Kassel)

„§ 1 Zweck der Prüfung
(1) Das Studium für das Lehramt an Gymnasien wird durch die Erste Staatsprüfung abgeschlossen.
(2) In der Prüfung soll der Bewerber nachweisen, daß er die wissenschaftüchen und erforderüchen-

faUs die künstlerischen Voraussetzungen für das Amt eines Lehrers an Gymnasien erfüllt und für

Grundfragen der Erziehungswissenschaften Verständnis besitzt."

Niedersachsen

„§ 3 Für die Zulassung [zur Prüfung in Philosophie und Erziehungswissenschaften] ist erforder¬

Uch: ...

b) der Nachweis eines ordnungsgemäßen Fachstudiums von mindestens 6 Semestern an einer deut¬

schen Universität oder Technischen Hochschule, von denen das letzte Semester an einer niedersäch¬

sischen Hochschule verbracht sein soU...."

„§ 6 Der Kandidat wird zur Prüfung [in Philosophie und Erziehungswissenschaften] zugelassen,
wenn er durch Vorlage des Studienbuchs nachweist, daß er gem. § 3 mindestens 6 Semester ordnungs¬
gemäß studiert hat und die Vorlesungen und Übungen, an denen er teilgenommen hat, den Prüfungs¬
anforderungen des § 7 entsprechen."
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Nordrhein-Westfalen

„§ 13 Studiumfür das Lehramtfür die Sekundarstufe II

(1) Das Studium für das Lehramt für die Sekundarstufe II umfaßt: 1. das erziehungswissenschaftUche
Studium, 2. das Studium von zwei Unterrichtsfächern oder das Studium von zwei beruflichen Fach¬

richtungen oder das Studium eines Unterrichtsfaches und einer beruflichen Fachrichtung."
(Gesetz zur Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes NRWvom 4. 7.1979)

„§4 Inkalt und Voraussetzungen der Prüfung
(1) Die Prüfung schUeßt ein Studium gemäß § 2 Absatz 1 und 2 LABG mit einer Regelstudiendauer
von acht Semestern in Erziehungswissenschaft, in einem Ersten Fach (Unterrichtsfach oder berufliche

Fachrichtung) und in einem ZweitenFach (Unterrichtsfach oderberufliche Fachrichtung oder Sonder¬

erziehung und Rehabiütation) ab; das Studium umfaßt in der Regel 160 Semesterwochenstunden...

(2) Für die Prüfung hat der Bewerber das ordnungsgemäße Studium in Erziehungswissenschaft, in

das auch geseUschaftswissenschaftüche Studien einbezogen sein müssen, und in zwei Fächern nachzu¬

weisen, das in Erziehungswissenschaft und im Zweiten Fach jeweils etwa 40 Semesterwochenstunden

und im Ersten Fach etwa 80 Semesterwochenstunden umfaßt; dementsprechend und nach Maßgabe
der übrigen Bestimmungen der Prüfungsordnung wüd das Studium durch die Studienordnungen der

Hochschule geregelt. Beim Nachweis des ordnungsgemäßen Studiums soU der in den einzelnen Be¬

reichen unterschiedliche Zeitaufwand der Studenten für Vor- und Nachbereitung angemessen berück¬

sichtigt werden.. .

(4) In Erziehungswissenschaft und in jedem Fach hat der Bewerber den erfolgreichen Abschluß des

Grundstudiums oder eines entsprechenden Eingangsstudiums nachzuweisen. Außerdem sind 1. in

jedem Fach zwei Leistungsnachweise aus verschiedenen Teilgebieten des Hauptstudiums oder eines

entsprechenden Studienabschnittes und in Erziehungswissenschaft ein Leistungsnachweis aus einem

Teügebiet des Hauptstudiums oder eines entsprechenden Studienabschnittes, 2. je ein Leistungs¬
nachweis aus der Didaktik seiner Fächer und in Erziehungswissenschaft aus dem Bereich der aUge¬
meinen Didaktik zu erbringen. Leistungsnachweise können insbesondere erworben werden durch die

erfolgreiche Teilnahme an einer Übung, einem Praktikum oder einem Seminar. Das Nähere regelt
die Hochschule.

(5) Die Prüfung in Erziehungswissenschaft und im Zweiten Fach erstreckt sich jeweUs auf drei Teil¬

gebiete aus dem Hauptstudium oder einem entsprechenden Studienabschnitt, darunter mindestens

jeweils zwei, aus denen keine Leistungsnachweise gemäß Absatz 4 erbracht sind; die Prüfung im

Ersten Fach erstreckt sich auf fünf Teilgebiete aus dem Hauptstudium oder einem entsprechenden
Studienabschnitt, darunter mindestens drei, aus denen keine Leistungsnachweise gemäß Absatz 4

erbracht sind.

(6) TeUgebiete, die Gegenstand der Erziehungswissenschaft und eines Faches sein können, dürfen im

Rahmen der Leistungsnachweise oder Prüfungsvorschläge nur einmal angegeben werden."

(Ordnung der Ersten Staatsprüfung für das Lehramt für die Sekundarstufe II des Kultusministers von

NRW vom 13. 2. 76)

Rheinland-Pfalz

„§ 14 (2) Der Kandidat hat nachzuweisen, daß er an erziehungswissenschaftlichen Lehrveranstal¬

tungen (z. B. Pädagogik, pädagogische Psychologie, Soziologie unter Berücksichtigung pädagogischer
Aspekte) teUgenommen hat, darunter mit Erfolg an drei Übungen."
„§ 9 Zur wissenschaftlichen Prüfung werden Kandidaten zugelassen, die... 7. mindestens in einem

der beiden Fächer, in Erziehungswissenschaften oder in aUgemeiner Wissenschaftstheorie wissen¬

schaftstheoretische oder phüosophische Grundlagenprobleme studiert haben und dies durch erfolg¬
reiche Teünahme an einer Lehrveranstaltung nachgewiesen haben; hierzu zählen auch die interdiszi¬

plinären Veranstaltungen des Studium generale."

Saarland

„§ 5 Ausbildung
(1) Ziel der Lehrerbildung ist die Handlungsfähigkeit des Lehrers als eines Lehrers und Erziehers.

Durch die Ausbildung erwirbt er die zu dieser Handlungsfähigkeit notwendige fachwissenschaftüche,

fachdidaktische und erziehungswissenschaftliche Befähigung."
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„§ 10 Inhaltliche Gestaltung des Studiums

(1) Das Studium umfaßt am Ausbildungsziel orientierte fachwissenschaftüche Studien sowie die ent¬

sprechende Grundlegung der Erziehungswissenschaften und der Fachdidaktiken. In das Studium sol¬

len Schulpraktika (für Lehrer an aUgemeinbUdenden Schulen) oder Schul- und Betriebspraktika (für
Lehrer an beruflichen Schulen) einbezogen werden.
(2) Das Studium der Erziehungswissenschaften erstreckt sich auf exemplarische Bereiche der Päd¬

agogik, der Psychologie, der Soziologie, der Poütikwissenschaften und der Philosophie, die im Hin¬

bUck auf die Tätigkeit des Lehrers in der Schule ausgewählt sind. Die Inhalte der Fachwissenschaften

orientieren sich an der fachimmanenten Struktur und den Bedürfnissen der Schule. Die erziehungs¬
wissenschaftUchen, fachwissenschaftlichen, fachdidaktischen und berufspraktischen Studien soUen

sich gegenseitig ergänzen und vertiefen."

„§ 13 Lehramt an Gymnasien

(1) Das Lehramt an Gymnasien umfaßt: 1. das Studium von zwei Unterrichtsfächern der Sekundar¬

stufe I und n, 2. ein erziehungswissenschaftüches Studium."

(Saarländisches Lehrerbildungsgesetz v. 12. 7. 78)

„Erziehungswissenschaft
1 Nachweise

1.1 Nachweis über den Besuch von mindestens je zwei Semesterwochenstunden Lehrveranstaltung
in den Funktionsbereichen „Lehren", „Erziehen" und „Beurteilen/Beraten".

1.2 Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme (benoteter Schein) an einer Lehrveranstaltung (in
der Regel Seminaroder eine andere Intensiweranstaltung) in einem der drei Funktionsbereiche

gemäß 1.1" (Verordnung zur Änderung der Ausbüdungs- und Prüfungsordnung für das Lehr¬

amt an Gymnasien im Saarland vom 20.10.1978)

Schleswig-Holstein

„§ 5 Für die Zulassung [zur Prüfung in Phüosophie und Erziehungswissenschaften] ist erforder¬

Uch: ... c) Der durch das Studienbuch zu führende Nachweis, daß der Bewerber in Philosophie und

Erziehungswissenschaften mindestens je zehn Stunden Vorlesungen und Übungen - davon minde¬

stens je zwei Stunden Übungen—besucht hat."

Kriterium 2: Inhaltliche Prüfungsanforderungen

Baden-Württemberg

„2 Anforderungen in der Prüfung:
2.1 Pädagogik
2.1.1 Kenntmsse im Bereich der AUgemeinen Didaktik (Theorie der Schule; Curriculumforschung).
2.1.2 Kenntms von Lehr- und Lemverfahren (Methoden) und Formen der Unterrichtsorganisation;

Kenntnis von Verfahren der Unterrichtsplanung und -analyse.
2.1.3 Überbück über das BUdungswesen der Gegenwart (Bildungseinrichtungen, Bildungsplanung,

BUdungspoütik).
2.1.4 Vertrautheit mit ausgewählten philosophischen, ethischen und religiösen Problemen der Er¬

ziehung.
2.2 Pädagogische Psychologie
2.2.1 Kenntnisse in der Entwicklungspsychologie und Sozialisationstheorie.

2.2.2 Lempsychologische Kenntnisse (Lernen im Unterricht, Vorbedingungen des Lernens, InteUi¬

genz und Begabung, Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung).
2.2.3 Sozialpsychologische Kenntnisse (Psychologie der Schulklasse und des Lehrerverhaltens,

Unterrichtsstile, Klassenführung und Behandlung von Erziehungsschwierigkeiten).
2.3 Pädagogische Soziologie
2.3.1 Kenntnisse im Bereich der Soziologie von Bildung und Erziehung.
2.3.2 Kenntnis der gesellschaftlichen und poütischen Aspekte der Schule.

2.3.3 Kenntnis der wirtschaftUchen Aspekte .von Bildung und Erziehung."
(Anlage / Abschn. B: Pädagogikum)
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„2 Anforderungen in der Prüfung:

2.1 Vertrautheit mit bedeutsamen FragesteUungen der aUgemeinen Erziehungswissenschaft. Im

Zusammenhang damit Kenntnis der Hauptwerke mindestens eines pädagogischen Klassikers

und eines modernen Pädagogen aufgrund eigener Lektüre.
2.2 Vertiefte Kenntnis eines Teilgebiets, z.B. der Schulpädagogik, HeUpädagogUc oder Sozial¬

pädagogik.
2.3 UberbUck über Entstehung und Entwicklung des Bildungswesens; Kenntnis ausgewählter Pro¬

bleme der Büdungsplanung und BUdungspoütik.
2.4 Kenntnis wesentUcher Bereiche der Soziologie der Erziehung (geseUschaftüche, politische und

wirtschaftliche Aspekte von Bildung, Erziehung, Unterricht und Schule).
2.5 Kenntnisse im Bereich der Allgemeinen Didaktik (Theorie der Bildung und der Schule; Curri¬

culumforschung) .

2.6 Kenntnisse im Bereich der Theorie des Unterrichts und der Unterrichtsforschung (Unterrichts¬

planung, Unterrichtsbeobachtung, Unterrichtsanalyse).
2.7 Kenntnis wesentlicher Abschnitte der Entwicklungspsychologie (Kindheit, Jugendalter), der

Lernpsychologie (Lerntheorien, Lernen im Unterricht, Intelligenz und Begabung, Leistungs¬

messung und Leistungsbeurteilung; psychologische Grundlagen der Didaktik) und der Sozial¬

psychologie (Psychologie der Schulklasse und des Lehrerverhaltens, Unterrichtsstile, Klassen¬

führung und Behandlung von Erziehungsschwierigkeiten).
2.8 Kenntnis der in der Erziehungswissenschaft angewandten Forschungsmethoden."

(Anlage/Abschn. A: Erziehungswissenschaft als Hauptfach)

Bayern

„§ 36 Erziehungswissenschaftliches Studium - Erste Staatsprüfung

(1) Grundsätze

1. Das erziehungswissenschaftliche Studium dient dem Ziel, zusammen mit den fachwissenschaft¬

hchen und den fachdidaktischen Studien den Lehrer zu befähigen, seine Aufgaben der Erziehung und

des Unterrichts zu erfüllen ...

2. Der Bereich des erziehungswissenschaftlichen Studiums ist TeU der Ersten Staatsprüfung für

jedes Lehramt."

„2. Für die Bewerber um das Lehramt an Gymnasien: Die inhaltüchen Prüfungsanforderungen er¬

strecken sich aufdie Bereiche Pädagogikund Psychologie. In dererziehungswissenschaftlichen Prüfung
soU der Bewerber nachweisen, daß er mit den wesentüchen Problemen dieser Bereiche vertraut ist.

a) Pädagogik (AUgemeine Pädagogik.und Schulpädagogik)
Einsicht in die Hauptprobleme der pädagogischen Anthropologie; Einführung in die pädagogische

Soziologie mit besonderer Berücksichtigung der Familie und der Schule; Kenntnis der pädagogischen

Zielfragen, insbesondere im Zusammenhang mit den Bildungszielen der Verfassung des Freistaates

Bayern; Überblick über die Theorie der Bildung und Erziehung; Kenntnisse aus der Geschichte der

Pädagogik, insbesondere auch im Hinblick auf die Geschichte des bayerischen Schulwesens; Kennt¬

nis des bayerischen Schulwesens; Einsicht in die Theorie der Schule und des Unterrichts; Kenntnis

der Theorie und der Entwicklung von Lehrplänen; Fähigkeit zur Analyse unterrichtlicher Situationen

und zu eigener Planung und Durchführung unterrichtlicher Maßnahmen.

b) Psychologie
Grundbegriffe der pädagogischen Psychologie, der Begabungstheorien und der Lernpsychologie;
Kenntnis der psychischen Entwicklung des Kindes und Jugendüchen; Einsicht in die pädagogisch¬

psychologische Diagnostik." (§ 36, Abs. 3)

„2. Blockpraktikum und studienbegleitendes fachdidaktisches Praktikum

In diesen Praktika hat der Studierende folgende Aufgaben und Studienziele:

a) Beobachtung des Schülers hinsichtlich seines Lern- und Sozialverhaltens in der Klasse bzw.

Kursgruppe,
b) Beobachtung des Unterrichtsstils und der erzieherischen Wirksamkeit des Lehrers (in Verbin¬

dung mit vorbereitenden und auswertenden Besprechungen mit dem zuständigen Lehrer),
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c) Unterrichtsbeobachtung im HinbUck aufverschiedene Verfahren zur Erreichungvon Lernzielen,

im HinbUck auf Medieneinsatz und auf KontroUverfahren,

d) Kenntnis der unterrichtUchen und erzieherischen Probleme der einzelnen Altersstufen,

e) Kenntnis der fachspezifischen Aufgaben und Ziele des jeweiügen Lehrplans,

f) Kenntms der erzieherischen Wükung des Unterrichts in den gewählten Fächern,

g) Vorbereitung und Analyse unterrichtücher Vorhaben und eigene Unterrichtsversuche,

h) Analyse der fachspezifischen Lemschwierigkeiten für den Schüler,

i) Einblick in die besonderen Aufgaben und Probleme des Unterrichts in der Oberstufe." (§ 38)

Berlin

„§ 14 Die mündliche Prüfung in Erziehungswissenschaft (Pädagogik) und in einer anderen Wissen¬

schaft (Philosophie, Psychologie, Soziologie oder Politologie)

(1) Die mündüche Prüfung erstreckt sich auf FragesteUungen, Ergebnisse und Methoden der Er¬

ziehungswissenschaft (Pädagogik), insbesondere in Beziehung auf Schule und Unterricht, sowie auf

pädagogisch bedeutungsvoUe FragesteUungen, Ergebnisse und Methoden der Philosophie, Psycho¬
logie, Soziologie oder PoUtologie. Bei Prüfungskandidaten, die Sozialkunde als Wahlfach gewählt
haben, erstreckt sich die Prüfung in der anderen Wissenschaft nur auf Philosophie, Psychologie oder

Soziologie."

„Der Prüfungskandidat hat nachzuweisen:
1. in Erziehungswissenschaft (Pädagogik)
UberbUck über Struktur und Problematik gegenwärtiger Erziehungssysteme, insbesondere über die

Grundzüge der gegenwärtigen Organisation und die wichtigsten Bestrebungen zur Reform des Schul¬

wesens in Deutschland; über Probleme und Richtungen erziehungswissenschaftUcher Theorienbil¬

dung; über Theorien des Lernens und Lehrens einschüeßüch besonderer FragesteUungen zur schuli¬

schen Betreuung ausländischer Schüler; über die pädagogische Bedeutungder Massenmedien; gründ-
Uche Kenntnis je eines begrenzten Problems oder Sachzusammenhangs aus den Bereichen a) und b):
a) AUgemeine Didaktik, Allgemeine Schulpädagogik;
b) Historische Pädagogik, Systematische Erziehungswissenschaft, Vergleichende Erziehungswissen¬
schaft, Sozialpädagogik, Wütschafts- und Berufspädagogik, Erwachsenenpädagogik, Vorschulerzie¬

hung.
Prüfungskandidaten, die Erwachsenenpädagogik oder Theorie und Praxis der Vorschulerziehung und
des Schulanfangs als zweites Wahlfach gewählt haben, dürfen diesen ihrem Wahlfach entsprechenden
Bereich nicht auch in Erziehungswissenschaft (Pädagogik) wählen.

Zur griindüchen Kenntnis gehört auch, daß der Kandidat in der Lage ist, Dokumente aus der Erzie-

hungswüküchkeit (z. B. Richtlinien, Lehrpläne) und Aussagen über pädagogische Sachverhalte histo¬

risch einzuordnen, zu analysieren und kritisch zu interpretieren sowie pädagogisch bedeutsame empi¬
rische Untersuchungen auf ihren theoretischen Ansatz, ihre Verfahrensweise und Ergebnisse hin zu

beurteilen."

(Anlage/Prüfungsanforderungen I)

Bremen

„§ 2 Umfang der Prüfung

(1) Prüfungsgegenstände sind:

1. für den Schwerpunkt Primarstufe

a) Erziehungswissenschaften unter Einbeziehung der Gesellschaftswissenschaften,

b) ein Lernbereich der Primarstufe und ein Unterrichtsfach der Primarstufe;

2. für den Schwerpunkt Sekundarstufe I

a) Erziehungswissenschaften unter Einbeziehung der GeseUschaftswissenschaften,

b) zwei Unterrichtsfächer der Sekundarstufe I;

3. für den Schwerpunkt Sekundarstufe II

a) Erziehungswissenschaften unter Einbeziehungder GeseUschaftswissenschaften,
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b) ein Unterrichtsfach mit fachwissenschaftücher Vertiefung und ein weiteres Unterrichtsfach der

Sekundarstufe II; Unterrichtsfach mit fachwissenschaftücher Vertiefung kann auch eine berufs-

büdende Fachrichtung sein.

(2) AnsteUe eines der Unterrichtsfächer kann eine sonderpädagogische Fachrichtung oder eine vom

Senator für BUdung anerkannte pädagogische Spezialqualifikation Gegenstand der Prüfung sein.

(3) Die Unterrichtsfächer, Lernbereiche, berufsbildenden Fachrichtungen, sonderpädagogischen
Fachrichtungen und die pädagogischen Spezialquaüfikationen (Fächer) legt der Senator für BUdung
fest." (VOv. 9. 7.1979)

„B. Prüfungsanforderungen

1. Kenntnisse im eraehungswissenschaftüch-geseUschaftswissenschaftüchen Bereich:

Kenntmsse

1.1 - in Erkenntnistheorie, Erziehungstheorie und GeseUschaftstheorie einschüeßüch ihrer histori¬

schen Grundlagen;
1.2 — vonBildungssystemen undBildungsreformenmitihrengeseUschaftüchen Bedingungsfaktoren;
1.3 — in der Berufsfeldforschungund der Entwicklungder beruflichen Arbeitsorganisation;
1.4 - in Theorien und Ergebnissen der SoziaUsationsforschung;
1.5 - inderBildungssoziologie.wiez.B.inderSoziologiederLehrerrolle.

2. Kenntnisse im erziehungswissenschftüch-unterrichtüchenBereich:

Kenntnisse

2.1 - psychologischerund soziologischerVerfahrensweisen, die geeignet sind, Verhaltensweisenvon

Gruppen und Verhaltensweisen von Einzelnen der Analyse und Veränderung zugänghch zu

machen;
2.2 - in Theorien des Lernens und des Unterrichts;
2.3 — in der pädagogischen Psychologie, insbesondere in der Entwicklungs- und Lernpsychologie mit

ihren Folgerungen für Lernprozesse. Hierzu gehören auch empirische Untersuchungen unter

Stufen- und Fachgesichtspunkten;
2.4 — in der aUgemeinen Didaktik, insbesondere in der Curriculumtheorie sowie in der Entwicklung

und Evaluierung von Curricula;

2.5 - in der Didaktik der gewählten Unterrichtsfächer bzw. des gewählten Lernbereichs bzw. der

gewählten berufsbildenden Fachrichtung;
2.6 - unterrichtücher Verfahrensweisen und ihrer Auswirkung auf Lernprozesse.

3. Die unter B. 1. und B. 2. formulierten Anforderungen sollen den Kandidaten befähigen,

3.1 erziehungswissenschaftUche Sachverhalte und FragesteUungen selbständig zu erkennen, sach¬

gerecht darzusteUen, mit angemessenen Methoden zu untersuchen, Lösungsmögüchkeiten zu

erörtern, Gestaltungsmodelle zu entwerfen;
3.2 wissenschaftüche Fragestellungen seines speziellen Fachgebietes bis in angrenzende Fachbe¬

reiche hinein zu durchdringen und Mögüchkeiten interdiszipünärer Kooperation aufzuzeigen;
3.3 den Stellenwert der Erziehungswissenschaft in wissenschaftstheoretischer, sozialgeschichtlicher

und gesellschaftspolitischer Dimension zu reflektieren;

3.4 die Relevanz fachücher Probleme für organisierte Lernprozesse in der Schule und die Inter-

dependenz verschiedener Faktoren in der Berufsausbüdung und Berufsausübung des Lehrers

zu erkennen und kritisch zu beurteilen." (Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsanforde¬

rungen ...,
ABL. Nr. 13/15. 2. 1980)

Hamburg

Anforderungen in der Prüfung

1. Kenntnisse in den Grundfragen der Schulorganisation und der aUgemeinen Unterrichtslehre

einschüeßüch der Didaktik der gewählten Unterrichtsfächer.

2. Vertiefte Kenntnisse in einem Teilgebiet der Erziehungswissenschaft nach Wahl des Bewerbers."

(VO 1969, Begleitstudium II)
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Hessen (mit Ausnahme der Gesamthochschule Kassel)

„In der AUgemeinen Prüfung in ErziehungswissenschaftensoU der Bewerber nachweisen, daß er sich

mit erziehungswissenschaftUchen Fragen auseinandergesetzt hat und seine Fachgebiete von den

pädagogischen Erkenntnissen der Gegenwart her zu betrachten versteht. FaUs der Bewerber neben

den erziehungswissenschaftUchen auch phüosophische und poütische Studien betrieben hat, kann

einer dieser Bereiche in der Prüfung auf Antrag, der beim Vorsitzenden des Wissenschaftüchen

Prüfungsamtes zu steUen ist, in angemessenem Umfang berücksichtigt werden." (§ 4)

Niedersachsen

„§ 7 (1) Die Prüfung erstreckt sich auf Phüosophie und Erziehungswissenschaften.

§ 7 (2) In dem philosophischen TeU der Prüfungen soll der Kandidat nachweisen, daß er ein philo¬
sophisches Werk von grundlegender Bedeumng gelesen und die phUosophischen Voraussetzungen
seiner Studiengebiete erkannt hat.

§ 7 (3) In dem erziehungswissenschaftUchen TeU soll der Kandidat dartun, daß er sich mit dem

Ideenguteines großen Erziehers oder einerpädagogischenBewegungder abendländischen Geschichte

eingehender beschäftigt und im Zusammenhang damit Verständnis für pädagogische Fragen unserer

Zeit sowie für den BUdungswert eines dervon ihm gewählten Fächer gewonnen hat, er soU die Grund¬

züge der seeüschen Entwicklung der Kindheit und Jugend kennen und sich mit einigen Hauptfragen
des sozialen Lebens der Gegenwart auseinandergesetzt haben. Dabei ist zu berücksichtigen, mit

welchem Gebiet der Erziehungswissenschaften er sich besonders beschäftigt hat."

Nordrhein-Westfalen

„(3) Die in der Prüfung festzustehenden Kenntnisse und Fähigkeiten des Kandidaten sollen durch

Studien erworben werden, die auf die Aufgaben des Lehramtes für die Sekundarstufe II bezogen
sind und ihm die erziehungswissenschaftUchen und fachwissenschafthchen Voraussetzungen ver¬

mitteln, um den Unterricht gemäß den dafür festgelegten Richtlinien zu erteUen.

Der Kultusminister kann Teügebiete festiegen, deren Studium der Bewerber für die Zulassung zur

Prüfung in Erziehungswissenschaft und in den einzelnen Fächern nachzuweisen hat; darüber hinaus

kann er in einem angemessenen Umfang weitere Teügebiete bestimmen, aus denen der Bewerber im

Hinbück auf die Prüfung eine Auswahl zu treffen hat."

Rheinland-Pfalz

„§ 13 (2) In der wissenschaftlichen Prüfungsarbeit soll der Kandidat zeigen, daß er wissenschaftUch

arbeiten, selbständig urteilen und sachgerecht darsteUen kann."

Saarland

„2 Sonstige Anforderungen

2.1 In der Prüfung soll der Kandidat nachweisen, daß er über ausreichende Grundkenntnisse und

Grundfertigkeiten in den drei Funktionsbereichen gemäß 1.1 und deren Anwendung auf schulische

Situationen verfügt. [Vgl. „Nachweise", S. 522.]
2.2 Die Grundkenntnisse und Grundfertigkeiten umfassen: Grundlagen des Lehrens und Lernens;

Planung, Organisation und Evaluation von Lehr-/Lernprozessen; Erziehung und Persönlichkeits¬

entwicklung; Grundlagen und Mögüchkeiten der Leistungseinschätzung und der Schülerbeurteilung.
2.3 In der Prüfung soll der Kandidat femer Kenntnisse und Fertigkeiten in zwei zu wählenden Spe¬
zialgebieten aus zwei der Funktionsbereiche gemäß 1.1 nachweisen. Eine Liste der zur Wahl stehen¬

den Spezialgebiete wird von jedem Prüfer bereitgestellt. Der Kandidat gibt mit der Meldung zur

Prüfung dem von ihm gewählten Prüfer schriftlich bekannt, welche zwei Spezialgebiete er aus der

Liste des Prüfers ausgewählt hat." (Verordnung zur Änderung der Ausbüdungs- und Prüfungsord¬
nung für das Lehramt an Gymnasien im Saarland vom 20.10.1978, Anlage 1)
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Schleswig-Holstein

„§ 10 Prüfungsgegenstände sind:

a) Philosophie
Der Bewerber soU nachweisen, daß er sich mit einem phUosophischen Werk von grundlegender Be¬

deutung oder mit der Gedankenwelt eines PhUosophen in eigener Lektüre eingehend beschäftigt hat

und daß er die Grundfragen seiner Fachgebiete in ihren phUosophischen Zusammenhängen zu

sehen vermag.

b) Erziehungswissenschaften
Der Bewerber soU nachweisen, daß er sich mit ein oder zwei bedeutenden Pädagogen oder einer päd¬
agogischen Bewegung gründüch beschäftigt, daß er aus dem Zusammenhang der abendländischen

Geistes- und BUdungsgeschichte heraus Verständms für die erziehungswissenschaftUchen Fragen
unserer Zeit gewonnen und Verständnis für den BUdungswert der von ihm gewählten Fächer und

psychologischen Kenntnisse erworben hat, die für die Erziehung und den Unterricht von Kindern

und Jugendüchen wichtig sind. Dabei ist zu berücksichtigen, mit welchen Gebieten der Erziehungs¬
wissenschaften er sich besonders beschäftigt hat."

Kriterium 3: Formale Prüfungsmerkmale

Baden-Württemberg

„3 Durchführung der Prüfung:

Eine vierstündige Klausur. Drei Aufgaben aus dem gemäß 2.1 oder 2.2 oder 2.3 gewählten Schwer¬

punkt werden zur Wahl gesteUt. Die Klausurarbeit kann in Testform abgehalten werden (Dauer in

diesem FaU etwa 75 Minuten)." [Vgl. „Anforderungen", S. 522.]

„(4) Eine Erweiterungsprüfung kann auch als Pädagogikum abgelegt werden. Zulassungsvoraus¬

setzungen und Anforderungen ergeben sich aus der Anlage." [Vgl. Kriterien 1 und 2.]

„(5) Die Regelstudienzeit für die Erweiterungsprüfung in einem Beifach oder einem zusätzUchen

Fach nach Absatz 2 beträgt drei, für die Erweiterungsprüfung mit den Anforderungen eines Haupt¬
fachs vier, für die Erweiterungsprüfung nach Absatz 4 ein Semester. Die Regelstudienzeiten können

gemäß § 53 Abs. 3 Satz 1 des Hochschulgesetzes um zwei Semester überschritten werden. Die Bestim¬

mungen des § 5 Abs. 3 bis 6 gelten entsprechend." (§ 19; 4, 5; Anlage/Abschn. B: Pädagogikum)

„3 Durchführung der Prüfung:

3.1 Schriftüche Prüfung: Eine vierstündige Klausur. Sechs Themen aus den in 2.3 bis 2.8 genannten
Gebieten werden zur Wahl gesteUt. [Vgl. „Anforderungen", S. 523.]
3.2 Mündüche Prüfung: Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die unter 2. genannten Gebiete.

In der Regel geht sie von Schwerpunkten aus, die der Bewerber mit Zustimmung der Prüfer gewählt
hat; sie beschränkt sich jedoch nicht auf die Schwerpunkte. Gegenstand und näherer Umkreis der

wissenschaftUchen Arbeit und der in der schriftUchen Prüfung gewählten Aufgabe bleiben außer

Betracht." (Anlage/Abschn. A: Erziehungswissenschaft als Hauptfach)

Bayern

„Durchführung der Prüfungen

(1) Die Prüfungen (staatüche Zwischenprüfung und Erste Staatsprüfung) haben Wettbewerbs¬

charakter. Sie werden vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus durchgeführt." (§ 2)

„
1. Schriftliche Prüfung

Eine Aufgabe aus dem Bereich Pädagogik oder aus dem Bereich Psychologie. (Bearbeitungszeit:
4 Stunden; für Bewerber um das Lehramt an Gymnasien 3 Stunden); aus dem Bereich Pädagogik
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werden mindestens 8, aus dem Bereich Psychologie mindestens 4 Themen angeboten. Für die Lehr¬

ämter an Grundschulen und an Hauptschulen werden die Themen gemeinsam, für die übrigen Lehr¬

ämter werden dieThemen getrennt gesteUt. Dem Prüfungsteilnehmer soU auch mindestens einThema

angeboten werden, das auf einem Vorschlag der jeweüigen Hochschule beruht; dabei werden aUe

Hochschulen berücksichtigt, an denen ein Studiengang für das betreffende Lehramt eingerichtet ist.

Die Aufgabe kann teUweise in Testform abgehalten werden." (§ 36,1)

„Mündliche Prüfung

Prüfung aus dem nicht für die schriftüche Prüfung gewählten Bereich, wobei ein vom PrüfungsteU-
nehmer gewählter Prüfungsschwerpunkt angemessen berücksichtigt wüd (Angabe im Zulassungs¬

gesuch) (Dauer: 30 Minuten). Bei der Meldung zur erziehungswissenschaftUchen Prüfung ist anzu¬

geben, in welchem Bereich die schriftüche und die mündüche Prüfung abgelegt werden wird." (§ 36,2)

„§ 30 Schriftliche Hausarbeit

(1) Eine schriftüche Hausarbeit hat zu fertigen
1. in einem nicht vertieft studierten Fach oder im Bereich des erziehungswissenschaftlichen Stu¬

diums, wer die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Grundschulen, an Hauptschulen oder an Real¬

schulen ablegen will,
2. in einem vertieft studierten Fach, wer die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien

ablegen wiU,..."

„(4) Ersatz durch andere Praktika

1. Beim Studium für das Lehramt an Gymnasien kann das Blockpraktikum gemäß Absatz 3 Nr. 1

Buchst, a zur Hälfte an der Grundschule in den Jahrgangsstufen 3 und 4 oder an der Hauptschule in

den Jahrgangsstufen 5 und 6 abgeleistet werden; die andere Hälfte muß injedem Fall am Gymnasium
abgeleistet werden. Diebeiden Teüpraktikamüssen zeitüch nicht unmittelbar aneinander anschüeßen.

2. Beim Studium für die Lehrämter an Realschulen und an Gymnasien kann das gesamte Praktikum

gemäß Absatz 2 Nr. 1 oderAbsatz 3 Nr. 1 ersetztwerden durch eine das gesamte Schuljahr umfassende

Tätigkeit als Fremdsprachenassistent an einer ausländischen Schule im Rahmen des offiziellen päd¬

agogischen Austauschdienstes." (§ 36,4)

Berün

„§ 21 Prüfungsteile

Die Erste Staatsprüfung für das Amt des Lehrers - mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei

Fächern — hat folgende Teüe:

Die Teile der Ersten Staatsprüfung für das Amt des Lehrers (§ 12) ...

1. eine Hausarbeit (§ 13),

(2) Der Prüfungskandidat kann wählen, in welchem Bereich nach Nummer 1 bis 5 (Wahlbereich)
er die wissenschaftüche Hausarbeit schreiben wiU, und darf innerhalb des Wahlbereichs das Gebiet

benennen, dem das Thema der Hausarbeit entnommen werden soll.

Wahlbereiche sind: 1. Erziehungswissenschaft, 2. Philosophie, Psychologie, Soziologie oder Polito¬

logie" (§ 13,2).

„2. eine mündüche Prüfung in Erziehungswissenschaft (Pädagogik) und in einer anderen Wissen¬

schaft (§ 14)."

„3. eine mündüche Prüfung in Didaktik" ... (3) Die mündüche Prüfung dauert für jeden Prüfungs¬
kandidaten etwa 50 Minuten ..." (§ 15).
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Bremen

„(5) Die Prüfung besteht aus folgenden TeUen:

1. den abgeschichteten TeUen in Form von ausbUdungsbegleitenden LeistungskontroUen in jedem
Prüfungsgegenstand;

2. der Abschlußarbeit in Form einer schriftUchen Hausarbeit;
3. der mündUchen Prüfung in jedem Prüfungsgegenstand." (§ 2) (VO v. 9. 7.1979)

Zu 1: „Prüfungsteile

1. Ausbildungsbegleitende Leistungskontrollen
1.1 Formen der ausbUdungsbegleitenden LeistungskontroUen können sein

1.1.1 Arbeit unter Aufsicht

1.1.2 Referat als argumentative Auseinandersetzung mit erziehungs- und geseUschaftswissenschaft¬
üchen FragesteUungen

1.1.3 Beitrag (wie z. B. schriftüche Erhebung) zu einer empirischen Untersuchung
1.1.4 Ausarbeitung (Planung) und Auswertung eines Unterrichtsvorhabens. Die Unterrichtsdurch¬

führung wird bei der Betonung soweit berücksichtigt, wie zur BeurteUung von Planung und

Auswertung erforderlich ist

1.1.5 Planung und Auswertung einer Lehrveranstaltung
1.1.6 Kritischer Literaturbericht...

1.3 Anzahl der ausbildungsbegleitenden LeistungskontroUen. Der Kandidat hat in Erziehungs¬
wissenschaft unter Einbeziehung der GeseUschaftswissenschaften mindestens zwei Leistungs¬
kontroUen zu erbringen, davon eine als Referat oder Arbeit unter Aufsicht. Die Form der

zweiten ist gemäß C. 1.1 wahlfrei. Das gut auch für den FaU, daß der Kandidat die hinsichtüch

der Prüfungsgegenstände wahlfreie LeistungskontroUe in den Erziehungswissenschaften unter

Einbeziehung der GeseUschaftswissenschaften erbringen wiU.

Anmerkung: Eine Wiederholung von Themen in den LeistungskontroUen ist unzulässig."
(Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsanforderungen ..., ABL. Nr. 13/15. 2. 1980)

Zu 2: „Schriftüche Hausarbeit (Abschlußarbeit) siehe § 8 Vol. PO."

(Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsanforderungen..., ABL. Nr. 13/15. 2.1980)

. . . Das Thema muß wissenschaftliche FragesteUungen entweder mindestens aus einem der nach

§ 2 Abs. 3 gewählten Prüfungsgegenstände oder aus dem Prüfungsgegenstand Erziehungswissen¬
schaften unter Einbeziehung der Gesellschaftswissenschaften zum Hauptgegenstand haben. Es soU

nach Mögüchkeit im ersten FaU erziehungs- und geseUschaftswissenschaftüche FragesteUungen, im

zweiten FaU FragesteUungen mindestens aus einem der nach § 2 Abs. 3 gewählten Prüfungsgegen¬
stände einbeziehen.

3. Das Thema muß so begrenzt sein, daß die Arbeit in drei Monaten abgeschlossen werden kann.

Der Umfang der Arbeit bzw. der abgrenzbaren Eigenleistung soU 60 Seiten nicht überschreiten; mehr

als 80 Seiten sind unzulässig.

4. Die Arbeit kann von höchstens drei Kandidaten in Zusammenarbeit angefertigt werden. Dabei

muß die Eigenleistung jedes Kandidaten abgrenzbar sein."

Zu 3: „Mündliche Prüfung

Für die mündliche Prüfung schlägt der Kandidat aus den unter B. 1. und B. 2. genannten Gebieten

vier Themengebiete vor, die der Genehmigung durch den Prüfer bedürfen. Erziehungswissenschaft-
lich-geseUschaftswissenschaftücher und erziehungswissenschaftUch-unterrichtücher Bereich müssen

je mindestens mit einem Themengebiet vertreten sein. In mindestens drei Themengebieten wird der

Kandidat geprüft.

Anmerkung: Die Inhalte der abgeschichteten Prüfungsteile dürfen nicht mehr schwerpunktmäßig
Gegenstand der Abschlußarbeit oder der mündlichen Prüfung sein.

(Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsanforderungen ...,
ABL. Nr. 13/15. 2.1980)
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Hamburg

„(1) Die Prüfung besteht aus: b) emer Prüfung in Erziehungswissenschaft." (VO 1969, § 2, Abs. 1)

„Es wüd nur mündüch geprüft (etwa 30 Minuten)." (VO 1969, Begleitstudium III)

Hessen (mit Ausnahme der Gesamthochschule Kassel)

„§ 5 Durchführung

(1) Die Prüfungwüd als mündliche Prüfung durchgeführt, die in der Regel nicht länger als 30 Minu¬

ten dauern soU."

Niedersachsen

„§ 1 (2) Die Prüfung güedert sich in zwei Abschnitte: A. die Prüfung in PhUosophie und Erzie¬

hungswissenschaften, B. die Fachwissenschaftüche Prüfung.
Für diese Abschnitte ist die Reihenfolge nicht vorgeschrieben, jedoch kann die Prüfung in Philosophie
und Erziehungswissenschaften (Prüfungsabschnitt A) nicht vor Abschluß des 6. Semesters, die Fach¬

wissenschaftüche Prüfung (Prüfungsabschnitt B) nicht vor Abschluß des 8. Semesters abgelegt
werden..."

„Für die jeweüigen Prüfungsabschnitte gut:

1. Prüfung in Philosophie und Erziehungswissenschaften
§ 8 (1) Die Prüfung ist mündüch und dauert eme Stunde. Sie wüd in der Regel auf zwei Prüfer

verteilt..."

Nordrhein-Westfalen

„(4) Wer eine Erste Staatsprüfung für das Lehramt für die Sekundarstufe II in mindestens einem

Fach ablegt, das auch in der Sekundarstufe I unterrichtet wird, kann im Rahmen dieser Prüfung die

in der Ersten Staatsprüfung zu erfüllenden Voraussetzungen für den Erwerb der Befähigung zum
Lehramt für die Sekundarstufe I nachweisen; hierzu muß er auf das Lehramt für die Sekundarstufe I

bezogene erziehungswissenschaftliche und fachdidaktische Prüfungsleistungen erbringen. Das

Nähere regelt die Prüfungsordnung." (Ges. z. Änd. d. LABG 1979, § 9)

„§ 3 Einteilung der Ersten Staatsprüfung

(1) Die Prüfung besteht aus Teilprüfungen in Erziehungswissenschaft, einem Ersten Fach (Unter¬
richtsfach oder berufliche Fachrichtung), einem Zweiten Fach (Unterrichtsfach oder berufliche Fach¬

richtung oder Sondererziehung und Rehabiütation) sowie einer schriftUchen Hausarbeit aus den auf

die Erste Staatsprüfung bezogenen Studiengebieten des Kandidaten.

(2) Die Teilprüfungen in Erziehungswissenschaft und im Zweiten Fach (Unterrichtsfach oder

berufliche Fachrichtung oder Sondererziehung und Rehabilitation) bestehen aus je einer Arbeit unter

Aufsicht und je einer mündUchen Prüfung." (VO v. 1976/Sekundarstufe II)

„§ 5 Form der Prüfung

(1) Die schriftliche Hausarbeit kann als Einzelarbeit oder als Gruppenarbeit angefertigt werden, als

Gruppenarbeit jedoch nur dann, wenn eine Aufgabe vorgeschlagen werden kann, bei der die Form

der Gruppenarbeit zweckmäßig ist.

(2) Die mündUchen Prüfungen können als Einzelprüfung oder als Prüfung in Gruppen abgelegt
werden.

(3) Die Gruppen dürfen nicht mehr als drei Kandidaten umfassen.
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(4) Bei einer Grappenarbeit und bei einer Prüfung in Grappen muß die selbständige Leistungjedes
Kandidaten klar erkennbar und bewertbar sein." (VO v. 1976/Sekundarstufe II)

„§15 Arbeiten unter Aufsicht

(1) Für jede Arbeit unter Aufsicht werden drei Aufgaben zur Wahl gesteUt. Die Aufgaben sind den

von dem Kandidaten gemäß § 12 Absatz 2 Nr. 3 für die Prüfung angegebenen Teilgebieten zu ent¬

nehmen. Die Anforderungen smd so zu bemessen, daß sie bei ausreichender fachücher Leistungs¬
fähigkeit in der festgesetzten Arbeitszeit erfüUt werden können. Die Absprache über bestimmte

Themen oder Aufgaben zwischen Prüfer und Kandidat ist nicht zulässig.

(2) Die Bearbeitungszeit für Arbeiten unter Aufsicht beträgt vier Stunden. Bei einer Aufgabe, die

Versuche erfordert, wird die Bearbeitungszeit um die für die Durchführung der Versuche erforder-

üche Zeit, höchstens jedoch um zwei Stunden, verlängert. Für körperbehinderte Kandidaten kann

die Bearbeitungszeit angemessen verlängert werden; andere erforderUche Erleichterungen sind

ihnen zu gewähren. Die Entscheidung trifft der Leiter des Prüfungsamtes."

„§ 17 Mündliche Prüfung

(1) Die mündüche Prüfung kann von einem Text, einer QueUe oder einer größeren Aufgabe aus¬

gehen und soll dem Kandidaten Gelegenheit geben, sich zusammenhängend zu äußern ...

(2) Die Dauer der mündlichen Prüfung im Ersten Fach soll etwa 60 Minuten, bei einer Prüfung in

der Gruppe mit zwei Kandidaten höchstens 110 Minuten, mit drei Kandidaten höchstens 150 Minuten,
in Erziehungswissenschaft und in einem Zweiten Fach je etwa 40 Minuten, bei einer Prüfung in der

Grappe mit zwei Kandidaten höchstens 70 Minuten, mit drei Kandidaten höchstens 100 Minuten be¬

tragen. Soweit die Teile einer mündlichen Prüfung auf mehrere Prüfer verteilt sind, bestimmt der

Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Prüfern die Dauer der Prüfung in den

Teilen; in Erziehungswissenschaft ist die Hälfte der Prüfungszeit für Pädagogik vorzusehen."

(VO v. 1976/ Sekundarstufe II)

Rheinland-Pfalz

„§ 12 Die Wissenschaftliche Prüfung besteht aus:

1. der wissenschaftüchen Prüfungsarbeit
2. der schriftUchen Prüfung in den gewählten Fächern und

3. der mündUchen Prüfung in Erziehungswissenschaften, in den gewählten Fächern und in deren

Fachdidaktik."

„§ 17 (7) Die mündliche Prüfung soll

1. in den Erziehungswissenschaften 30 Minuten,
2. in den einzelnen Fächern jeweils 60 Minuten sowie in der Fachdidaktik der Fächerjeweils 10 Min.

dauern."

Saarland

„§ 3 (3) Die Prüfung in Erziehungswissenschaft ist mündlich."

„§ 9 (1) Die Prüfung in Erziehungswissenschaft dauert 20 bis 30 Minuten..."

Schleswig-Holstein

„§ 1 (3) Die Prüfung ghedert sich in zwei Abschnitte:

a) die Prüfung in Phüosophie und Erziehungswissenschaften, die nach Abschluß des sechsten

Semesters oder im Rahmen der fachwissenschafthchen Prüfung abzulegen ist,

b) die fachwissenschaftliche Prüfung, die ein Studium von mindestens acht Semestern voraussetzt."
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Für die jeweüigen Prüfungsabschnitte gut:

1. Prüfung in Phüosophie und Erziehungswissenschaften

,,§11(1) Die Prüfungen sind mündüch. Die Prüfungszeit beträgt in jedem Fach eine halbe Stunde.

Die Prüfung ist nicht öffentüch."
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